
AUF DEN INHALT KOMMT ES AN
Ende Jänner 2022 wurde die jüngste Steuerreform in Form des „Ökosozialen Steuerreform-
gesetzes 2022“ vom Nationalrat beschlossen. Das Attribut „ökosozial“ hat sich der Gesetzgeber 
vom Gesamtbegriff der ökosozialen Marktwirtschaft geliehen. Diese stellt eine Weiterentwick-
lung der freien Marktwirtschaft dar, die auch für sozialen Ausgleich sorgen soll und gleichzeitig 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz zum Ziel hat. Gemäß den Erläuterungen zur Regierungsvorlage 
soll mit der ökosozialen Steuerreform ein Gesamtpaket an Ausgleichs-, Entlastungs- und Klima- 
schutzmaßnahmen umgesetzt werden.

An guten Begrifflichkeiten und schönen Verpackungen für mehr oder weniger attraktive Regie-
rungsmaßnahmen hat es hierzulande bekannterweise noch nie gemangelt. Die Ziele, die mit der 
ökosozialen Steuerreform verfolgt werden, sind durchaus zu begrüßen, ebenso wie einige der 
Detailmaßnahmen, die im Rahmen des vorliegenden ECA-Monats nochmal erläutert werden.

Mehr als auf die Verpackung sollte es allerdings auf den Inhalt ankommen. Beschlossene Entlas-
tungen und neue Ideen wie der Klimabonus sind natürlich zu begrüßen. Eine große „Reform“ 
wie es der Gesetzesname vermuten lässt, bleibt aber aus. Eher wird an kleinen Schrauben wie 
den Tarifanpassungen bei Einkommensteuer und Körperschaftsteuer gedreht. 

Für die notwendigen größeren Reformen bleibt im Gesamtsystem unserer Politik in den einzel-
nen Legislaturperioden zwischen den Wahlkämpfen zu wenig Zeit. So hört man vom Projekt der 
Neukodifizierung des Einkommensteuergesetzes, das 2021 abgeschlossen werden sollte, der-
zeit nichts mehr. Die lang versprochene Vereinfachung in der Lohnverrechnung bleibt wiederum 
aus. Ganz zu schweigen von der Abschaffung der kalten Progression. 

Kurzfristig verkündbare Steuererleichterungen wie Tarifsenkungen, die eigentlich nur die Inflation 
ausgleichen, werden aber auch in Zukunft leichter zu verkaufen sein als langfristige und nachhal-
tige Projekte über mehrere Legislaturperioden. Bleibt zu hoffen, dass sich die Steuerzahler auch 
mit dem Inhalt und nicht nur mit dem Etikett beschäftigen. Wir helfen Ihnen jedenfalls dabei.
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IMMOBILIEN: GESCHENKT ODER GEKAUFT?  

Grundsätzlich sind sämtliche Gewinne aus der Veräußerung von 
Grundstücken (Grund und Boden, Gebäuden und grundstücks-
gleichen Rechten) steuerpflichtig. Diese Einkünfte unterliegen 
üblicherweise einem Steuersatz von 30 % und wirken nicht pro-
gressionserhöhend für das Resteinkommen. 

Hingegen lösen unentgeltliche Vorgänge wie etwa eine Schen-
kung keine Immobilienertragsteuer aus. Müssen jedoch für die 
Schenkung des Grundstücks Ausgleichszahlungen geleistet 
werden, ist zu prüfen, ob eine gemischte Schenkung vorliegt, 
die der Immobilienertragsteuer unterliegt.

Bei einer gemischten Schenkung liegt entweder zur Gänze ein 
entgeltlicher Vorgang, welcher Immobilienertragsteuer auslöst, 
oder ein unentgeltlicher Vorgang vor. Nach der Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofes setzt die Annahme einer als un-
entgeltlich einzustufenden, gemischten Schenkung neben

 •  einem offenbaren Wertmissverhältnis zwischen Leistung 
(Grundstück) und Gegenleistung (Leistung von Ausgleichs-
zahlungen)

 •  ein zumindest teilweises „Bereichernwollen“ voraus. 

Nach einem aktuellen Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 
(VwGH) liegt ein entgeltliches und somit steuerpflichtiges Rechts-
geschäft vor, wenn der Wert der Gegenleistung um nicht mehr 
als 25 % vom Wert der übertragenen Liegenschaft abweicht. 

Diesem Erkenntnis liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Die 
beiden Eltern „schenkten“ an ihre Tochter eine Liegenschaft 
mit einem Verkehrswert von EUR 844.178,00. Dafür musste die 
Tochter aus ihrer eigenen Vermögenssphäre an ihre Geschwister  
EUR 633.134,10 als Ausgleichszahlung tätigen. Der Vater ersuchte 
das Finanzamt um Rechtsauskunft, ob die „Schenkung“ der Lie-
genschaft der Immobilienertragsteuer (ImmoESt) unterliegt.  
Das Finanzamt sowie das Bundesfinanzgericht (BFG) sahen darin 
einen entgeltlichen Vorgang, weil die Gegenleistung (Ausgleichs-
zahlung) 50 % des Verkehrswerts der Liegenschaft überstieg. 

Der VwGH bestätigte zwar das Ergebnis der Vorinstanz, dass 
diese Übertragung der Liegenschaft auf die Tochter der Im-
moESt unterliegt. Er führte jedoch aus, dass die bisher von der  
Finanzverwaltung angewendete 50 %-Grenze nicht anwendbar 
ist. Hingegen ist laut VwGH bei Immobilienübertragungen in 
der Regel von einem entgeltlichen Vorgang auszugehen, wenn 
der Wert der Gegenleistung um nicht mehr als 25 % vom Wert 
des übertragenen Wirtschaftsgutes abweicht (und somit zu-
mindest 75 % der Gegenleistung ausmacht). Im vorliegenden 
Fall hat sich die Tochter verpflichtet, als Gegenleistung Zah-
lungen an ihre Geschwister (Ausgleichzahlung) im Ausmaß von 
75 % des Verkehrswerts der Liegenschaft zu leisten. Somit war 
der Vorgang als entgeltlich zu werten. 

> Anmerkung:

Bei der Übertragung von Liegenschaften, die dem Grunde 
nach Schenkungen darstellen sollten, ist zu prüfen, ob dies 
auch aus ertragsteuerlicher Sicht gilt. Andernfalls können 
nachteilige steuerliche Konsequenzen drohen. Eine sorgfäl-
tige Prüfung im Vorfeld ist daher dringend zu empfehlen.

DEGRESSIVE ABSCHREIBUNG BIS
31.12.2022 VERLÄNGERT  

Für Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens besteht derzeit die 
Möglichkeit, eine maximal 30 %-ige degressive Absetzung für 
Abnutzung in Anspruch zu nehmen. Diese wurde um ein Jahr bis 
Ende 2022 verlängert. 

Bei abnutzbarem Anlagevermögen (z. B. Büroeinrichtung, PC) 
ist der dadurch bedingte Wertverlust in Form einer Abschrei-
bung als Betriebsausgabe steuerlich geltend zu machen  
(Absetzung für Abnutzung = AfA).

Als konjunkturfördernde Maßnahme kann – alternativ zur be-
reits bestehenden linearen AfA – für bestimmte Wirtschafts-
güter eine degressive Abschreibung vorgesehen werden.  
Die steuerliche Berücksichtigung einer degressiven AfA steht 
unabhängig von der Gewinnermittlungsart und der unterneh-
mensrechtlichen Abschreibungsform zu.

Unterschied zwischen linearer und degressiver
Abschreibung

Im Unterschied zur linearen Abschreibung (gleichbleibende 
AfA-Beträge über die gesamte betriebsgewöhnliche Nutzungs-
dauer) kommt bei der degressiven Abschreibung ein unverän-
derlicher prozentueller AfA-Satz (max. 30 %) vom jeweiligen 
(Rest)Buchwert zur Anwendung. Die Summe der Abschrei-
bungen ist in beiden Varianten in absoluten Zahlen über die 
gesamte Abschreibungsdauer ident. 

Mit der degressiven Abschreibung kann jedoch, insbesonde-
re bei Ansetzen des Maximalbetrages von 30 %, in den ersten 
Jahren eine wesentlich höhere Abschreibung von neuen Anla-
geninvestitionen und damit eine geringere steuerliche Bemes-
sungsgrundlage erreicht werden (AfA-Vorzieheffekt).

Welche Wirtschaftsgüter können degressiv
abgeschrieben werden?

Die degressive AfA ist für ungebrauchte, nach dem 30.6.2020 
angeschaffte oder hergestellte Wirtschaftsgüter anwendbar. 
Bei bereits davor angeschafften Wirtschaftsgütern kann nicht 
zur degressiven AfA gewechselt werden. 

Ausgenommen sind:

 •  Wirtschaftsgüter, für die eine AfA-Sonderform vorgesehen 
ist (Gebäude, Firmenwerte und Kraftfahrzeuge mit Ausnah-
me Elektroautos);

 •  Unkörperliche Wirtschaftsgüter, sofern sie nicht den Be-
reichen Digitalisierung, Ökologisierung sowie Gesundheit/
Life-Science zuzuordnen sind;

 •  Gebrauchte Wirtschaftsgüter;

 •  Anlagen, die der Förderung, dem Transport oder der Speiche-
rung fossiler Energieträger dienen sowie Anlagen, die fossile 
Energieträger direkt nutzen.

> Tipp:

Die Option der degressiven Abschreibung ist eine attraktive 
Alternative zur linearen Abschreibung und sollte bei Erwerb 
oder Herstellung neuer Wirtschaftsgüter jedenfalls überlegt 
werden.
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SELBSTBEDIENUNGSLÄDEN UND
CONTAINERSHOPS    

Der Lebensmittelhandel hat sich auch wegen der COVID-19 Pan-
demie geändert. Bei solchen Nahversorgungskonzepten stellt sich 
die steuerrechtliche Frage der Abgrenzung von land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben zu Gewerbe- bzw. Handelsbetrieben.

Neue Ansätze für die Vermarktung regionaler Produkte, wie 
Selbstbedienungsläden und Containershops, erleben einen 
Aufschwung. Bei diesen Nahversorgungskonzepten müssen 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe korrekt von Gewerbe- 
bzw. Handelsbetrieben abgegrenzt werden.

Direktvermarktung von eigenen Urprodukten

Aus einkommensteuerlicher Sicht gehören die Einnahmen aus 
der Direktvermarktung von Urprodukten grundsätzlich zu Ein-
künften aus Land- und Forstwirtschaft. Auch wenn der Verkauf 
in einem eigenen Geschäftslokal erfolgt. Diese Einnahmen 
sind, soweit die Voraussetzungen erfüllt sind, mit dem pau-
schalen Gewinnprozentsatz (42 % vom gesamten selbstbewirt-
schafteten Einheitswert), d. h. durch die Vollpauschalierung, 
abgegolten. Es besteht hinsichtlich dieser Einnahmen keine 
Aufzeichnungspflicht.

Kommt hingegen die Teilpauschalierung zur Anwendung, sind 
sämtliche Einnahmen (inkl. USt), auch jene aus dem Verkauf 
von Urprodukten, aufzeichnungspflichtig. Es können pauschale 
Betriebsausgabensätze (grundsätzlich 70 %) in Abzug gebracht 
werden. 

Direktvermarktung von eigenen be- und/oder
verarbeiteten Urprodukten

Die Direktvermarktung von eigenen be- und/oder verarbeiteten 
Urprodukten zählt steuerlich nur dann zum land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb, wenn es sich um einen land- und forst-
wirtschaftlichen Nebenbetrieb handelt. Das ist dann gegeben, 
wenn die Einnahmen (inkl. USt) aus der Be- und/oder Verarbei-
tung (sowie aus Nebenerwerb und Almausschank) die Brutto-
Grenze in Höhe von EUR 40.000,00 jährlich nicht übersteigen.

Der Gewinn ist durch eine gesonderte Einnahmen-Ausgaben-
Rechnung zu ermitteln. Die Betriebseinnahmen (inkl. USt) sind 
aufzeichnungspflichtig und die Betriebsausgaben sind mit  
70 % der Betriebseinnahmen (inkl. USt) anzusetzen. 

Verkauf zugekaufter Waren

Werden Einnahmen auch aus zugekauften Erzeugnissen er-
zielt, ist ein einheitlicher landwirtschaftlicher Betrieb nur an-
zunehmen, wenn der Einkaufswert der zugekauften Erzeug-
nisse 25 % des Umsatzes des Betriebes nicht übersteigt. Ein 
einmaliges Überschreiten bewirkt noch keine Änderung der 
Einkunftsart; wird jedoch in den zwei folgenden Jahren neu-
erlich die Zukaufsgrenze überschritten, ist ab dem dritten Jahr 
von einer gewerblichen Tätigkeit auszugehen, es sei denn, die 
Überschreitung der Zukaufsgrenze wurde durch nicht einkal-
kulierbare Ernteausfälle (Frostschäden, Hagel usw.) veranlasst 
oder es wird glaubhaft gemacht, dass die Überschreitungen 
nur vorübergehend waren.

> Hinweis:

Wir unterstützen Sie gerne bei der Frage, ob bei Ihnen 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft oder Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb vorliegen. Dies kann nicht nur für die 
einkommensteuerliche Behandlung, sondern auch für die 
umsatzsteuerliche Behandlung Auswirkungen haben. 

WIEDEREINFÜHRUNG DES
INVESTITIONSFREIBETRAGES    

Der Investitionsfreibetrag von 10 % bzw. 15 % ist erstmalig auf  
nach dem 31.12.2022 angeschaffte oder hergestellte Wirt-
schaftsgüter anzuwenden. 

Der Investitionsfreibetrag kann nur für Wirtschaftsgüter gel-
tend gemacht werden, die unter anderem eine betriebsge-
wöhnliche Nutzungsdauer von mindestens vier Jahren haben, 
und folgt folgenden Grundsätzen:

 •  Der Investitionsfreibetrag beträgt 10 % der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten. Für Wirtschaftsgüter, deren An-
schaffung oder Herstellung dem Bereich Ökologisierung 
zuzuordnen ist, erhöht sich der Investitionsfreibetrag auf 
15 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 

 •  Der Investitionsfreibetrag kann nur im Jahr der Anschaffung 
oder Herstellung geltend gemacht werden. Erstreckt sich 
die Anschaffung oder Herstellung von Anlagegütern über 
mehr als ein Wirtschaftsjahr, kann der Investitionsfreibetrag 
bereits von aktivierten Teilbeträgen der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten, die auf das einzelne Wirtschaftsjahr ent-
fallen, geltend gemacht werden. 

 •  Die Absetzung für Abnutzung wird durch den Investitions-
freibetrag nicht berührt. 

 •  Der Investitionsfreibetrag kann insgesamt (betriebsbezogen) 
höchstens von Anschaffungs- oder Herstellungskosten in 
Höhe von EUR 1 Mio. pro Wirtschaftsjahr geltend gemacht 
werden. 

 •  Die Inanspruchnahme des Investitionsfreibetrages setzt be-
triebliche Einkunftsarten sowie die Gewinnermittlung durch 
Betriebsvermögensvergleich oder vollständige Einnahmen-
Ausgaben-Rechnung voraus. Eine Gewinn-Pauschalierung 
schließt den Investitionsfreibetrag aus. 

Von der Inanspruchnahme des Investitionsfreibetrages ausge-
nommen sind insbesondere

 •  Wirtschaftsgüter, die für den investitionsbedingten Gewinn-
freibetrag verwendet werden; 

 •  Wirtschaftsgüter, für die eine Sonderform der Absetzung für 
Abnutzung (AfA) vorgesehen ist. Dies gilt insbesondere für 
Gebäude sowie PKW und Kombinationskraftwagen, ausge-
nommen Kfz mit einem CO2-Emissionswert von 0 g/km; 

 •  geringwertige oder gebrauchte Wirtschaftsgüter; 

 •  unkörperliche Wirtschaftsgüter, die nicht den Bereichen Di-
gitalisierung, Ökologisierung und Gesundheit/Life-Science 
zuzuordnen sind.

> Hinweis:

Sollten Sie Investitionen in Ihrem Unternehmen planen, kon-
taktieren Sie uns bitte. Wir unterstützen Sie bei der steuer-
lich optimalen Durchführung.

Im Wandel der Zeit gut beraten.



Neben dem neuen Investitionsfreibetrag und der Verlängerung 
der degressiven Abschreibung wurden im Rahmen der Öko- 
sozialen Steuerreform 2022 folgende Änderungen beschlossen:

Reduktion des Einkommensteuersatzes

Jahreseinkommen bis EUR 11.000,00 bleiben weiterhin  
steuerfrei. Für Einkommen zwischen EUR 11.000,00 und  
EUR 18.000,00 wurde der Steuersatz bereits von 25 % auf  
20 % gesenkt. Der Steuersatz für die Tarifstufe zwischen  
EUR 18.000,00 und EUR 31.000,00 wird ab 1.7.2022 von 35 % 
auf 30 % gesenkt, wobei dadurch für das Jahr 2022 ein Misch-
satz von 32,5 % zur Anwendung kommt. 

In weiterer Folge wird ab 1.7.2023 die 3. Tarifstufe (Einkommen 
zwischen EUR 31.000,00 und EUR 60.000,00) von 42 % auf 40 %  
reduziert – hier kommt dadurch im Jahr 2023 ein Mischsatz 
von 41 % zur Anwendung.

Familienbonus Plus

Der jährliche Familienbonus Plus wird ab 1.7.2022 von  
EUR 1.500,00 auf EUR 2.000,00 pro Kalenderjahr und Kind 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahr erhöht, bei Kindern ab  
18 Jahren von EUR 500,00 auf EUR 650,00/Jahr. Für 2022  
ergibt sich dadurch ein Familienbonus von EUR 1.750,00 (bzw. 
EUR 575,00). Der Kindermehrbetrag beträgt derzeit EUR 250,00 
pro Kind und steigt bis 2024 stufenweise auf EUR 450,00.

Zuschlag zum Verkehrsabsetzbetrag und
Pensionistenabsetzbetrag

Der Zuschlag zum Verkehrsabsetzbetrag („SV-Bonus“) und 
der (erhöhte) Pensionistenabsetzbetrag werden angehoben. 
Für Arbeitnehmer wird der SV-Bonus auf EUR 650,00 erhöht. 
Gleichzeitig wird die Einschleifregelung auf Einkommen von 

ÖKOSOZIALE STEUERREFORM 2022

EUR 16.000,00 bis EUR 24.500,00 ausgeweitet. Für Pensionisten 
werden der Pensionistenabsetzbetrag auf EUR 825,00 und der 
erhöhte Pensionistenabsetzbetrag auf EUR 1.214,00 angeho-
ben. Gleichzeitig werden die Beträge der Pensionseinkünfte, für 
die die Einschleifregelungen anzuwenden sind, erhöht. 

Die Erhöhung der SV-Rückerstattung und die Anhebung des 
Pensionistenabsetzbetrages erfolgen bereits rückwirkend für 
das Veranlagungsjahr 2021.

Krankenversicherung

Selbständige und Bauern mit niedrigen und mittleren Einkom-
men erhalten – abhängig von der Höhe der monatlichen Bei-
tragsgrundlage – eine Beitragsgutschrift im Bereich der Kran-
kenversicherung. Entsprechend einer gesetzlich festgelegten 
Staffelung beträgt diese zwischen EUR 90,00 und EUR 315,00.

Körperschaftsteuersatz

Der Körperschaftsteuersatz wird gesenkt, und zwar ab 2023 
auf 24 % und ab 2024 auf 23 %.

Beteiligung von Mitarbeitern

Die Beteiligung von Mitarbeitern am Erfolg des Unternehmens 
ist bis zu EUR 3.000,00/Jahr für bestimmte Mitarbeitergruppen 
begünstigt.

Geringwertige Wirtschaftsgüter

Die Sofortabschreibung von geringwertigen Wirtschaftsgütern 
wird von derzeit EUR 800,00 auf künftig EUR 1.000,00 angeho-
ben. Die neue Rechtslage gilt ab 1.1.2023.

Gewinnfreibetrag

Der Grundfreibetrag (Teil des Gewinnfreibetrags) wird ab der 
Veranlagung 2022 von 13 % auf 15 % erhöht.
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Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
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